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Ü B E R E I N K O M M E N
zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung des Königreiches
Norwegen über die Zusammenarbeit auf den
Gebieten der Kultur, Wissenschaft und Erzie-

hung

Die Österreichische Bundesregierung und die
Regierung des Königreiches Norwegen haben zur
Durchführung des am 24. Feber 1972 unter-
zeichneten Abkommens zwischen der Republik
Österreich und dem Königreich Norwegen über
die Zusammenarbeit auf den Gebieten der Kul-
tur, Wissenschaft und Erziehung *) folgende Ver-
einbarung über die nach Maßgabe der zur Ver-
fügung stehenden Mittel zu leistende Zusam-
menarbeit auf diesen Gebieten in den Jahren
1975, 1976 und 1977 getroffen:

Artikel 1

Die Vertragschließenden Parteien werden den
Unterricht der norwegischen Sprache und Litera-
tur an österreichischen Hochschulen und die
Pflege der Sprache und Literatur Österreichs an
norwegischen Hochschulen unterstützen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 131/1973
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Die Vertragschließenden Parteien werden auch
weiterhin Unterrichtsmaterial, wie pädagogische
und literarische Werke, audiovisuelle Hilfsmittel
und allgemeines Informationsmaterial, zur Ver-
fügung stellen.

Artikel 2

Die Vertragschließenden Parteien werden die
Zusammenarbeit zwischen den Universitäten und
den anderen Institutionen im Bereich der Wissen-
schaft und Forschung der beiden Länder ermu-
tigen.

Artikel 3

Die Vertragschließenden Parteien begrüßen die
Zusammenarbeit in Wissenschaft und Forschung,
auch außerhalb des Hochschulbereiches, z. B. auf
den Gebieten der Weltraum- und Energiefor-
schung.

Artikel 4

Die Vertragschließenden Parteien werden auf
der Grundlage der Gegenseitigkeit alljährlich
Stipendien in der Gesamtdauer von mindestens
neun Monaten für Studenten höherer Semester
und absolvierte Akademiker zur Verfügung stel-
len. Kein Stipendium kann für die Dauer von
weniger als vier Monaten gegeben werden.

Artikel 5

Die Vertragschließenden Parteien werden all-
jährlich zwei Stipendien für die Dauer von je
einem Monat oder ein Stipendium für die Dauer
von zwei Monaten jüngeren Forschern aus dem
anderen Land zur Verfügung stellen.

Artikel 6

Die Vertragschließenden Parteien werden fer-
ner alljährlich zwei Stipendien für die Teilnahme
an Sommerhochschulkursen gewähren.

Artikel 7

Die Vertragschließenden Parteien werden den
Austausch von Büchern, Dokumentationsmaterial
und anderen Publikationen auf den Gebieten der
Kunst, der Forschung, des Unterrichtswesens und
der fortlaufenden Weiterbildung unterstützen.

Artikel 8

Die Vertragschließenden Parteien werden ein-
ander Geschichts- und Geographieschulbücher über-
mitteln, die Informationen über das andere Land
enthalten. Um eine ausgewogene und richtige Dar-
stellung des betreffenden Landes zu erhalten,
werden diese Bücher von Experten durchge-
arbeitet werden, deren Kommentare auf diploma-
tischem Wege der anderen Seite übermittelt wer-
den. Diese Kommentare sind vor allem für Ver-
leger und Autoren der Schulbücher bestimmt.
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Die Vertragschließenden Parteien werden in
diesem Zusammenhang Dokumentationsmaterial
über Geschichte, Geographie, Wirtschaft und
Kultur ihrer Länder austauschen, um als Quellen-
material für die Ausarbeitung der entsprechenden
Kapitel in Lehrbüchern verwendet zu werden.

Artikel 9

Die Vertragschließenden Parteien werden den
Austausch von Kultur-, Dokumentar-, wissen-
schaftlichen und Unterrichtsfilmen sowie von
sonstigen audiovisuellen Hilfsmitteln wissen-
schaftlichen und kulturellen Inhalts auf nicht-
kommerzieller Basis ermutigen.

Artikel 10

Die Vertragschließenden Parteien werden den
Austausch von Ausstellungen und Filmen sowie
Theater- und Musikaufführungen des anderen
Landes ermutigen.

Artikel 11

Die Vertragschließenden Parteien werden die
Beziehungen auch auf allen gemeinsamen Inter-
essengebieten vertiefen und werden bestrebt
sein, beiderseits für die Laufzeit dieses Überein-
kommens Experten bis zu fünfzehn Wochen Ge-
samtdauer zu entsenden.

Artikel 12

Die Vertragschließenden Parteien werden zu-
sätzlich zu diesem Übereinkommen alle jene Be-
strebungen fördern, welche die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet des kulturellen Lebens der bei-
den Länder vorantreiben. Zu diesem Zwecke wer-
den sie den Austausch von Vertretern von In-
stitutionen und Organisationen ermutigen.

Artikel 13

Die Vertragschließenden Parteien werden die
Herausgabe von Übersetzungen literarischer
Werke von Autoren des anderen Landes er-
mutigen.

Artikel 14

Die Vertragschließenden Parteien werden die
Möglichkeit prüfen, einen Austausch von Jugend-
delegationen und die Zusammenarbeit auf dem
Gebiete der Jugend weiter zu fördern.

Artikel 15

Die Vertragschließenden Parteien werden die
gegenseitigen Beziehungen auf schulischem und
außerschulischem Gebiete des Sportes fördern.

Artikel 16

Die Vertragschließenden Parteien nehmen in
Aussicht, innerhalb der Laufzeit dieses Überein-
kommens bis zu drei Experten auf dem Gebiet
der Erwachsenenbildung auszutauschen.
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Artikel 17

Das im Rahmen dieses Kulturprogramms vor-
gesehene Austauschprogramm wird in Überein-
stimmung mit den im Anhang beigefügten All-
gemeinen Bestimmungen durchgeführt.

Artikel 18

Vor dem Auslaufen dieses Übereinkommens
werden die Vertragschließenden Parteien die bei
seiner Durchführung gewonnenen Erfahrungen
austauschen und die Möglichkeit der Weiterent-
wicklung ihrer Zusammenarbeit auf kulturellem
Gebiet prüfen.

Artikel 19

Die in der Beilage mitfolgenden Allgemeinen
Bestimmungen für die Ausführung dieses Über-
einkommens bilden einen Bestandteil dieses
Übereinkommens.

Artikel 20

Das Übereinkommen tritt am 60. Tag nach
seiner Unterzeichnung in Kraft.

GESCHEHEN zu Wien, am 7. Juli 1975, in
zwei Urschriften, jede in deutscher und nor-
wegischer Sprache, wobei beide Texte in gleicher
Weise verbindlich sind.

Für die Österreichische Bundesregierung:

Erich Bielka m. p.

Für die Regierung des Königreiches Norwegen:

Ivar Lunde m. p.

A L L G E M E I N E
B E S T I M M U N G E N

für die Ausführung des Übereinkommens
zwischen der Österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung des Königreiches
Norwegen über die Zusammenarbeit auf den
Gebieten der Kultur, Wissenschaft und Er-
ziehung für die Jahre 1975, 1976 und 1977

I. AUSTAUSCHPROGRAMM

1. Stipendien

V o r g a n g s w e i s e

Alle Vorschläge sollen sowohl Kandidaten wie
auch Ersatzkandidaten enthalten, die nach Mög-
lichkeit nicht älter als 30 Jahre sind. Die Ein-
reichung hätte zu erfolgen:

Bis 1. März für Stipendien, die nach Artikel 4
angeboten sind.
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Bis 1. April für Stipendienbewerber internatio-
naler Sommerhochschulkurse (Artikel 6).

Kandidaten, welche in den ursprünglichen
Vorschlagslisten nicht enthalten waren, können
nicht angenommen werden.

Im Zuge der Kandidatennominierung soll der
Sendestaat detaillierte Informationen über die
Kandidaten zur Verfügung stellen — Personal-
daten, einschließlich Geburtsdatum, akademische
Ausbildung, Fremdsprachenkenntnisse sowie den
vorgeschlagenen Studienplan an dem von ihnen
gewählten Institut.

Die beiden Vertragschließenden Parteien setzen
einander spätestens acht Wochen nach Empfang
dieser Informationen davon in Kenntnis, ob die
vorgeschlagenen Kandidaten und deren Studien-
programm angenommen wurden; ebenso wird
die Institution, an der sie aufgenommen wer-
den, angegeben.

Die Ankunft der Stipendiaten soll sich nach
einem für die Institution günstigen Zeitpunkt
richten, der keinesfalls in das Wochenende fallen
soll. Die Stipendiaten sind verpflichtet, den Zeit-
punkt ihrer Ankunft den zuständigen Stellen im
Gastland mindestens zwei Wochen vorher be-
kanntzugeben.

Die zuständige Stelle des Empfangsstaates wird
dem Stipendiaten die notwendige praktische Hilfe
angedeihen lassen, vor allem in Angelegenheiten,
welche die Unterbringung — nach Möglichkeit in
einem Studentenheim — die Aufenthaltsgeneh-
migung und die Krankenversicherung betreffen.

F i n a n z i e l l e B e s t i m m u n g e n

Für Österreich:

Die Österreichische Bundesregierung gewährt
Studierenden bzw. absolvierten Akademikern
bzw. Wissenschaftern aus Norwegen:

a) ein monatliches Stipendium im Ausmaße
von öS 4.500 — bzw. 5.000•—bzw. 6.000•—
entsprechend der Einstufung,

b) Unterbringung in Studentenheimen der be-
treffenden Universität zu denselben Be-
dingungen, die für österreichische Studen-
ten gelten,

c) Verpflegung in Studentenmensen zu den-
selben Bedingungen, die für österreichische
Studenten gelten,

d) kostenlose Krankenversicherung,

e) die Kosten jener Reisen innerhalb Öster-
reichs, die für die Verwirklichung des Stu-
dienprogramms erforderlich sind.
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Für Norwegen:

Die Regierung des Königreiches Norwegen
gewährt Studierenden und absolvierten Akade-
mikern bzw. Wissenschaftern aus Österreich:

a) ein monatliches Stipendium von
N. Kr. 1.300•— bzw. 1.500•— entsprechend
der wissenschaftlichen Qualifikation.
Diese Stipendien schließen die Kosten der
Unterbringung ein.

b) einen Anfangszuschuß von N. Kr. 500•—,

c) kostenlose Krankenversicherung,

d) finanzielle Begünstigungen gleich jenen,
die norwegischen Studenten zuteil werden,
z. B. Zugang zu Studentenrestaurants, Kar-
tenermäßigung für Theater, Konzerte usw.,

e) die Kosten jener Reisen innerhalb Nor-
wegens, die für die Verwirklichung des
Studienprogramms erforderlich sind.

2. Kurzfristige Besuche

Der Empfangsstaat deckt jene Aufenthalts-
und Reisekosten innerhalb seines Landes, die sich
aus der Verwirklichung des Studienprogramms
ergeben.

Die Regierung des Königreiches Norwegen
trägt die Kosten der Unterbringung und gewährt
eine tägliche Zulage von N. Kr. 100•— für Ver-
pflegung und sonstige Ausgaben.

Die Österreichische Bundesregierung gewährt
einen täglichen Zuschuß von öS 530•— zur
Deckung von Verpflegungs- und Unterbringungs-
kosten sowie für die Benützung örtlicher Ver-
kehrsmittel und für sonstige Ausgaben, sofern
der Aufenthalt nicht länger als fünfzehn Tage
dauert; bei längerer Dauer des Aufenthaltes wer-
den öS 5.500•— bzw. 6.500•— pro Monat zur
Verfügung gestellt.

II. AUSSTELLUNGEN

1. Der Entsendestaat wird konkrete Vorschläge
für Ausstellungen, einschließlich aller technischen
Unterlagen, mindestens sechs Monate (bei grö-
ßeren Ausstellungen ein Jahr) vor der beab-
sichtigten Eröffnung der Ausstellung dem Emp-
fangsstaat übermitteln.

2. Insoweit keine abweichende Regelung ge-
troffen wird, wird der Sendestaat:

a) die Kosten tragen, die durch den Transport
der Ausstellung bis zum ersten Bestim-
mungsort im Empfangsland entstehen,
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b) für alle Versicherungskosten aufkommen,
die während der gesamten Dauer entstehen,
einschließlich der Dauer des Hin- und
Rücktransportes,

c) drei Monate vor Eröffnung der Ausstellung
Material für Kataloge usw. zur Verfügung
stellen.

3. Insoweit keine abweichende Regelung ge-
troffen wird, wird der Empfangsstaat

a) geeignete Ausstellungsräumlichkeiten sowie
die notwendige Ausstattung und technische
Dienstleistungen kostenlos zur Verfügung
stellen,

b) die Kosten für den Transport innerhalb
des eigenen Landes, für Werbung und für
die Herstellung von Katalogen überneh-
men,

c) die Kosten der Rücksendung der Ausstel-
lung in den Sendestaat bzw. die Transport-
kosten bis zum ersten Bestimmungsort in
einem dritten Lande tragen, sofern diese
nicht höher sind als die Kosten der Rück-
sendung in den Sendestaat.

4. Der Empfangsstaat deckt die Kosten für
Begleitpersonal, das zur Einrichtung der Ausstel-
lungen notwendig ist, nach Maßgabe der unter I,
2 angeführten Regelungen über kurzfristige Be-
suche.

5. Der Empfangsstaat wird sein möglichstes
zur Regelung von Versicherungsansprüchen im
Schadens- und Verlustfalle unternehmen.

III. SONSTIGE BESUCHE UND AUSTAUSCH-
AKTIONEN

Für Besuche oder Austauschaktionen, die in
dem vorliegenden Übereinkommen nicht vorge-
sehen sind, wird der Sendestaat dem Empfangs-
staat alle notwendigen Unterlagen über die Teil-
nehmer zur Verfügung stellen und überdies den
beabsichtigten Zweck ihrer Reise, ihre Fremd-
sprachenkenntnisse sowie das voraussichtliche Da-
tum ihrer Ankunft einen Monat im voraus be-
kanntgeben.

Das endgültige Datum der Ankunft soll min-
destens zwei Wochen vor dem tatsächlichen Ein-
treffen des Kandidaten (möglichst nicht am
Wochenende) von den beiden Vertragsstaaten
gemeinsam festgelegt werden.

Das vorstehende Übereinkommen tritt gemäß seinem Art. 20 am 5. September 1975 in Kraft.

Häuser
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4 5 7 .

(Übersetzung)

A B K O M M E N
ZWISCHEN DER ÖSTERREICHISCHEN
BUNDESREGIERUNG UND DER RE-
GIERUNG VON INDIEN ÜBER FINANZ-

HILFE

Die österreichische Bundesregierung und die
Regierung von Indien,

unter Berücksichtigung, daß sowohl Österreich
als auch Indien Mitglieder des India-Consortiums
sind,

unter Berücksichtigung der Teilnahme Öster-
reichs am Consortium, das unter den Auspizien
der Weltbank eingerichtet wurde, um Indien
bei der Verwirklichung seiner Fünfjahres-Ent-
wicklungspläne zu unterstützen,

angesichts der Ziele des Consortiums sowie im
Geiste der Zusammenarbeit und in der Absicht
der österreichischen Bundesregierung, einen Bei-
trag zu den Devisenerfordernissen Indiens zu
leisten,

SIND WIE FOLGT ÜBEREINGEKOMMEN:

Artikel 1

Die österreichische Bundesregierung wird der
Regierung von Indien die Aufnahme eines Dar-
lehens in Höhe von S 19*5 Mio bei
der Österreichischen Kontrollbank AG als Pro-
grammhilfe für die Anschaffung von Investitions-
gütern ermöglichen.

Die Bedingungen des Darlehens und die Art
seiner Verwendung wird ein zwischen der Re-
gierung von Indien oder einer von der Regierung
von Indien zu nennenden Institution und der
Österreichischen Kontrollbank AG abzuschlie-
ßender Darlehensvertrag bestimmen.

Das Darlehen ist vom Abschluß von Verträgen
zwischen österreichischen und indischen Firmen
über die Lieferung von Investitionsgütern ab-
hängig.

Artikel 2

Der zwischen der Österreichischen Kontroll-
bank AG und der Regierung von Indien oder
einer von der Regierung von Indien zu nennen-
den Institution abzuschließende Darlehensvertrag
wird unter anderem folgende wesentlichen Be-
stimmungen enthalten:

a) Die Laufzeit des Darlehens wird für
25 Jahre, einschließlich 7 tilgungsfreier
Jahre, gewährt und in 36 gleichen halb-
jährlichen Raten rückzahlbar sein. Der
Zinssatz wird 3% p. a. betragen.
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b) Das Darlehen unterliegt den Bestimmungen
des Österreichischen Exportförderungs-Ver-
fahrens, das eine Genehmigung aller Ge-
schäftsabschlüsse durch die zuständigen
österreichischen Behörden und eine Aus-
fallshaftung für den österreichischen Expor-
teur durch den Bundesminister für Finan-
zen vorsieht.

c) Nach dem Abschluß dieses Abkommens und
des Darlehensvertrages mit der Öster-
reichischen Kontrollbank AG gemäß Ar-
tikel 1 wird bei der Österreichischen Kon-
trollbank AG zugunsten der Republik
Indien ein Konto unter der Bezeichnung
„Government of India " in Höhe
von S 19•5 Mio eröffnet. Das indische
Finanzministerium wird hinsichtlich der
Verwendung dieses Darlehens im Auftrag
der Regierung der Republik Indien han-
deln. Die näheren Bestimmungen für die
von der Österreichischen Kontrollbank AG
zu leistenden Zahlungen werden in direk-
tem Einvernehmen mit dem indischen
Finanzministerium festgesetzt.

d) Das indische Finanzministerium wird der
Österreichischen Kontrollbank AG Zah-
lungsaufträge zu Lasten des gemäß lit. c
dieses Artikels zu eröffnenden Kontos
übermitteln. Die Österreichische Kontroll-
bank AG wird prüfen, ob diese Zahlungs-
aufträge im Einklang mit den Bestimmun-
gen des Darlehensvertrages durchzuführen
sind.

e) Der Darlehensvertrag zwischen der Öster-
reichischen Kontrollbank AG und dem
indischen Finanzministerium wird rechtlich
von Verträgen über Warenlieferungen oder
Leistungen unabhängig sein, für die Zahlun-
gen aus diesem Darlehen geleistet werden.

f) Rechtliche Streitigkeiten, einschließlich
Streitigkeiten über die Gültigkeit oder Un-
gültigkeit des Darlehensvertrages, werden
einem Schiedsgerichtsverfahren unterwor-
fen, das im Darlehensvertrag festgelegt
wird.

Artikel 3

Die Regierung von Indien wird die Öster-
reichische Kontrolbank AG von sämtlichen
Steuern und öffentlichen Abgaben freistellen, die
ansonsten bei Abschluß oder Durchführung des
in Artikel 1 erwähnten Darlehensvertrages in
Indien erhoben würden.

Artikel 4

Der in Artikel 1 erwähnte Darlehensvertrag
mit der Österreichischen Kontrollbank AG wird
innerhalb von zwei Monaten nach Unterzeich-
nung dieses Abkommens abgeschlossen. Die Lie-
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ferverträge für Investitionsgüter werden inner-
halb von zwei Jahren nach Unterzeichnung des
Darlehensvertrages abgeschlossen. Dieser Zeit-
raum kann einvernehmlich verlängert werden.

Artikel 5

Das vorliegende Abkommen wird mit dem
Datum seiner Unterzeichnung in Kraft treten.

Zu Urkund dessen haben die dazu ordnungs-
gemäß Bevollmächtigten das vorliegende Ab-
kommen unterzeichnet.

Geschehen in Wien, am 6. März 1975 in zwei
Urschriften in englischer Sprache.

Für die österreichische Bundesregierung:

E. Bielka m. p.

Für die Regierung von Indien:

Amrik S. Mehta m. p.

Häuser

4 5 8 .

(Übersetzung)

A b k o m m e n
zwischen dem Bundesminister für Handel,
Gewerbe und Industrie und dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Öster-

reich einerseits
und dem Minister für Wirtschaft und Finan-
zen der Republik Uruguay (República Orien-

tal del Uruguay) andererseits
über die Anerkennung von Zeugnissen über
den Ursprung und die handwerkliche Her-
stellung von Waren zum Zwecke der zoll-
freien oder zollermäßigten Einfuhr nach

Österreich

Artikel 1

Der Minister für Wirtschaft und Finanzen der
Republik Uruguay (República Oriental del
Uruguay) bestätigt, daß zur Ausstellung von
Zeugnissen über den Ursprung und die hand-
werkliche Herstellung von Waren zum Zwecke
der zollfreien oder zollermäßigten Einfuhr nach
Österreich folgende Kammern ermächtigt sind:

Handelskammer von Uruguay
(Cámara de Comercio del Uruguay)

Industriekammer von Uruguay
(Cámara de Industrias del Uruguay)

Die oben erwähnten Zeugnisse werden von
einer der genannten Kammern ausgestellt und
von der Generaldirektion für Außenhandel
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(Dirección General de Comercio Exterior) des
Ministeriums für Wirtschaft und Finanzen von
Uruguay bestätigt.

Artikel 2

(1) Die Zeugnisse über den Ursprung und die
handwerkliche Herstellung entsprechen — vor-
behaltlich der Bestimmungen des Abs. 2 — nach
Inhalt und Form dem für Zwecke des Allgemei-
nen Präferenzsystems verwendeten Formblatt A.

(2) Die Zeugnisse enthalten folgende zusätz-
liche Feststellungen:

a) Zusätzliche Erklärung des Ausführers (in
Spalte 7 des genannten Formblattes) :
„Alle oben genannten Waren sind hand-
werklich hergestellte Waren."

b) Bescheinigung der im Artikel 1 genannten
ermächtigten Stellen (in Spalte 4 des ge-
nannten Formblattes) :
„Hiemit wird auf Grund der durchgeführ-
ten Kontrollen bescheinigt, daß die in die-
sem Zeugnis beschriebenen Waren hand-
werklich hergestellte Waren gemäß dem
Abkommen zwischen Östrreich und Uru-
guay sind.

Ort und Datum, Unterschrift und Stempel der bescheinigenden
Stelle"

(3) Als handwerklich hergestellte Waren wer-
den Waren verstanden, die überwiegend von
Hand oder nur unter Verwendung von aus-
schließlich durch Hand- oder Fußantrieb bedien-
ten Maschinen oder Geräten hergestellt worden
sind. Die Verwendung von maschinell erzeugten
Rohmaterialien schließt grundsätzlich handwerk-
lich hergestellte Waren von den nach österreichi-
schem Recht eingeräumten Begünstigungen nicht
aus.

Artikel 3

Die Generaldirektion für Außenhandel (Direc-
ción General de Comercio Exterior) des Mini-
steriums für Wirtschaft und Finanzen von
Uruguay wird jede Änderung bezüglich der im
Artikel 1 genannten Kammern dem Bundes-
minister für Finanzen der Republik Österreich
bekanntgeben.

Artikel 4

Die Generaldirektion für Außenhandel (Direc-
ción General de Comercio Exterior) des Mini-
steriums für Wirtschaft und Finanzen von Uru-
guay leistet bei der Prüfung der Richtigkeit und
Ordnungsmäßigkeit der Zeugnisse den österrei-
chischen Behörden über deren Ersuchen Verwal-
tungshilfe.
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Artikel 5

Dieses Abkommen tritt sechs Wochen nach
Unterzeichnung in Kraft; es wird auf die Dauer
von zwei Jahren abgeschlossen. Seine Gültigkeit
verlängert sich jeweils um ein weiteres Jahr,
sofern sie nicht durch eine der Vertragsparteien
sechs Monate vor Ablauf der Frist schriftlich auf
diplomatischem Weg gekündigt wird.

Geschehen in Wien am 22. Juli 1975 in zwei
Urschriften in der englischen Sprache.

Für den Bundesminister für Handel, Gewerbe
und Industrie der Republik Österreich:

Dr. Rudolf Willenpart
Ministerialrat

Für den Bundesminister für Finanzen der Repu-
blik Österreich :

Dr. Ernst Palisek
Ministerialrat

Für den Minister für Wirtschaft und Finanzen
der Republik Uruguay (República Oriental del

Uruguay):

Alfredo Lafone
Geschäftsträger a. i.

Das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am 2. September 1975 in Kraft.

Häuser

4 5 9 .
Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

P R O T O K O L L
zum Konsularvertrag zwischen der Republik
Österreich und der Union der Sozialistischen

Sowjetrepubliken vom 28. Februar 1959 *)
Die Vertragschließenden Teile, vom Wunsch ge-

leitet, den in Moskau am 28. Februar 1959 unter-
zeichneten Konsularvertrag zwischen der Repu-
blik Österreich und der Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken zu ergänzen, sind wie folgt
übereingekommen :

1. Soweit es nicht den Gesetzen und sonstigen
Rechtsvorschriften des Empfangsstaates über die-
jenigen Gebiete, zu welchen der Zutritt aus
Gründen der staatlichen Sicherheit untersagt oder

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 21/1960
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eingeschränkt ist, widerspricht, ist es dem Kon-
sul, den Beamten des Konsulardienstes und den
Mitarbeitern des Konsulates gestattet, sich inner-
halb ihres Amtsbereiches zur Ausübung ihrer
dienstlichen Obliegenheiten frei zu bewegen.

2. Der Konsul und die Beamten des Konsular-
dienstes sind berechtigt, innerhalb ihres Amts-
bereiches mit allen Staatsangehörigen des Ent-
sendestaates in Verbindung zu treten, sie aufzu-
suchen, zu beraten und ihnen jedwede Hilfe zu
leisten, einschließlich von Maßnahmen zur Ge-
währung von Hilfe in rechtlichen Angelegen-
heiten, wenn dies notwendig ist. Der Empfangs-
staat wird den Verkehr eines Staatsangehörigen
des Entsendestaates mit dem Konsul oder mit
einem Beamten des Konsulardienstes sowie seinen
Zutritt zum Konsulat in keiner Weise beschrän-
ken.

3. Die zuständigen Behörden des Empfangs-
staates werden den Konsul oder einen Beamten
des Konsulardienstes von einer Verhaftung oder
jeder sonstigen Art der Entziehung der persön-
lichen Freiheit eines Staatsangehörigen des Ent-
sendestaates in Kenntnis setzen, damit er die er-
forderlichen Maßnahmen zum Schutz der
Rechte und Interessen des Betroffenen ergreifen
und damit der Betroffene den Schutz des Kon-
suls in Anspruch nehmen kann. Diese Verstän-
digung erfolgt unverzüglich, spätestens aber
innerhalb von drei Tagen nach der Verhaftung
oder der sonstigen Art der Entziehung der per-
sönlichen Freiheit.

4. Der Konsul oder Beamte des Konsular-
dienstes ist berechtigt, mit einem Staatsange-
hörigen des Entsendestaates, der verhaftet oder
dem seine persönliche Freiheit auf sonstige Art
entzogen worden ist, innerhalb von vier Tagen
nach der Verhaftung oder der Entziehung der
persönlichen Freiheit in Verbindung zu treten
und ihn zu besuchen.

Unbeschadet seiner sonstigen Rechte auf
Grund des Konsularvertrages hat sich der Kon-
sul jedoch insoweit eines Einschreitens nach die-
sem Punkt zu enthalten, als der Betroffene da-
gegen ausdrücklich in Anwesenheit des Konsuls
und eines Vertreters der zuständigen Behörden
des Empfangsstaates Einspruch erhebt.

5. Die in Punkt 4 dieses Protokolls genannten
Rechte des Konsuls oder eines Beamten des Kon-
sulardienstes, einen Staatsangehörigen des Ent-
sendestaates, der verhaftet oder dem in sonstiger
Weise die persönliche Freiheit entzogen worden
ist, zu besuchen oder mit ihm in Verbindung zu
treten, können in periodischen Abständen aus-
geübt werden.

6. Die in den Punkten 4 und. 5 dieses Proto-
kolls genannten Rechte des Konsuls sind in
Übereinstimmung mit den Gesetzen und son-
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stigen Rechtsvorschriften des Empfangsstaates
auszuüben; dabei wird vorausgesetzt, daß diese
die genannten Rechte nicht aufheben.

Dieses Protokoll ist ein Bestandteil des am
28. Februar 1959 in Moskau unterzeichneten
Konsularvertrages zwischen der Republik Öster-
reich und der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken. Das Protokoll bedarf der Ratifika-
tion und tritt dreißig Tage nach dem Tag des
Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft,
der in Wien erfolgen wird.

Geschehen zu Moskau, am 31. Mai 1974, in
zwei Urschriften, jede in deutscher und russi-
scher Sprache, wobei beide Texte gleichermaßen
authentisch sind.

Für die Republik Östereich:

Haymerle m. p.

Für die Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken:

Semskov m. p.

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifi-
kationsurkunde wurde am 4. August 1975 ausgetauscht; das Protokoll tritt gemäß seinem Abs. 6
am 3. September 1975 in Kraft.

Häuser

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

Notenwechsel betreffend Zollermäßigung für die Einfuhr von Personenkraft-
wagen aus der Sowjetunion

Moskau, den 3. März 1975

Nr. 191/75
Exzellenz !

Ich beehre mich, darauf Bezug zu nehmen,
daß im Protokoll der 6. Tagung der öster-
reichisch-sowjetischen Gemischten Kommission
für wirtschaftliche, wissenschaftliche und tech-
nische Zusammenarbeit, die vom 11. bis
15. März 1974 in Moskau stattgefunden hat,
die Erklärung der österreichischen Seite fest-
gehalten ist, daß sie rechtzeitig Maßnahmen
ergreifen wird, um beim Import sowjetischer
Personenkraftwagen Zollermäßigungen einzu-
führen.
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Ich bin nunmehr in der Lage, Eurer Exzellenz
mitzuteilen, daß beim Import von Personen-
kraftwagen aus der UdSSR mit einer Blech-
stärke der Karosserie von mindestens 0,7 mm
und einer Bodenfreiheit von mindestens 17 cm
(mit Reifen solcher Abmessungen, wie sie
anläßlich der Erstausstattung verwendet werden
und mit dem vom Hersteller vorgesehenen
Reifendruck) ein österreichischer Zollsatz von
8% des Wertes anstatt des früheren Zollsatzes
von 20% berechnet wird.

Der oben erwähnte Zollsatz von 8% wird
drei Monate nach dem Tag in Kraft treten, an
dem die österreichische Seite schriftlich davon
Mitteilung macht, daß die für das Inkrafttreten
in Österreich erforderlichen verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen erfüllt sind.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner

vorzüglichen Hochachtung
H. Standenat

An den
Außenhandelsminister
der UdSSR
Herrn N. S. PATOLITSCHEW
Moskau

(Übersetzung)

Moskau, 10. März 1975

Exzellenz !

Ich beehre mich, den Erhalt Ihres Schreibens
vom 3. März 1975, Nr. 191/75, folgenden
Inhalts zu bestätigen:

„Ich beehre mich, darauf Bezug zu nehmen,
daß im Protokoll der 6. Tagung der öster-
reichisch-sowjetischen Gemischten Kommission
für wirtschaftliche, wissenschaftliche und tech-
nische Zusammenarbeit, die vom 11. bis
15. März 1974 in Moskau stattgefunden hat,
die Erklärung der österreichischen Seite fest-
gehalten ist, daß sie rechtzeitig Maßnahmen
ergreifen wird, um beim Import sowjetischer
Personenkraftwagen Zollermäßigungen einzu-
führen.

Ich bin nunmehr in der Lage, Eurer Exzellenz
mitzuteilen, daß beim Import von Personen-
kraftwagen aus der UdSSR mit einer Blech-
stärke der Karosserie von mindestens 0,7 mm
und einer Bodenfreiheit von mindestens 17 cm
(mit Reifen solcher Abmessungen, wie sie
anläßlich der Erstausstattung verwendet werden
und mit dem vom Hersteller vorgesehenen
Reifendruck) ein österreichischer Zollsatz von
8% des Wertes anstatt des früheren Zollsatzes
von 20% berechnet wird.
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Der oben erwähnte Zollsatz von 8% wird
drei Monate nach dem Tag in Kraft treten, an
dem die österreichische Seite schriftlich davon
Mitteilung macht, daß die für das Inkrafttreten
in Österreich erforderlichen verfassungsrecht-
lichen Voraussetzungen erfüllt sind."

Ich beehre mich, mitzuteilen, daß ich Obge-
nanntes zur Kenntnis nehme.

Ich gebe der Hoffnung darüber Ausdruck,
daß auch künftighin für den Import sowjetischer
Personenkraftwagen nach Österreich günstige
Bedingungen geschaffen werden.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner

vorzüglichen Hochachtung
M. R. Kusmin

Herrn H. Standenat
Seiner Exzellenz dem
Botschafter der
Republik Österreich
in der
Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken
Moskau

Die Ermächtigung zur Abgabe der im vorstehenden Notenwechsel vorgesehenen Mitteilung
wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom Bundeskanzler gegengezeichnet; der Noten-
wechsel tritt am 1. Oktober 1975 in Kraft.

Häuser


